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Entwurf einer Verordnung über die sicherheitstechnischen 
Anforderungen an die Entsorgung hochradioaktiver Abfälle 

Aktenzeichen: S III 2 – 13300/7 Kabinettsache!
Datenblatt-Nr.: [bei P I 4 erfragen]

Den anliegenden Verordnungsentwurf mit Vorblatt und Begründung, den 

Beschlussvorschlag sowie den Sprechzettel für den Regierungssprecher 

übersende ich mit der Bitte, die Behandlung in der Kabinettsitzung am 18. 

März 2020 im Rahmen der TOP-1-Liste vorzusehen und die 

Beschlussfassung des Kabinetts herbeizuführen.

Artikel 1 der Verordnung regelt die Sicherheitsanforderungen, denen ein 

Endlager für hochradioaktive Abfälle genügen muss. Artikel 2 enthält die 

Anforderungen an die Durchführung von vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen im Standortauswahlverfahren für ein solches 

Endlager. Die Verordnung stellt eine wichtige Grundlage für das im 

Standortauswahlgesetz (StandAG) geregelte Standortauswahlverfahren dar. 

Die Verordnung wird gemäß § 26 Absatz 3 sowie § 27 Absatz 6 StandAG 

vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

erlassen. Sie bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Der Deutsche 

Bundestag ist nach § 26 Absatz 4 und § 27 Absatz 7 StandAG zu beteiligen.

Im Rahmen der Anhörung wurden die Länder und Verbände beteiligt, 

darüber hinaus wurde eine umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung 

durchgeführt. Die Stellungnahmen wurden berücksichtigt und sind in den 

Verordnungsentwurf eingeflossen, soweit dies dem Zweck der Verordnung 

entsprach und inhaltlich sinnvoll war.

Zustell- und Lieferadresse: Robert-Schuman-Platz 3, Zufahrt über Heinrich-von-Stephan-Straße, 53175 Bonn
Verkehrsanbindung: Haltestelle Robert-Schuman-Platz, U-Bahn 66 und 68
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Das Bundesministerium X, das Bundesministerium Y haben zugestimmt. 

(bitte alle betroffenen Ressorts aufzählen). Die übrigen Ressorts wurden 

beteiligt und haben keine Einwände erhoben.

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat die 

Rechtsprüfung gemäß § 46 Absatz 1 GGO in Verbindung mit § 62 Absatz 2 

Satz 1 GGO durchgeführt. Der Redaktionsstab Rechtssprache beim 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, der 

Regelungsentwürfe auf sprachliche Richtigkeit und Verständlichkeit prüft, 

wurde beteiligt.

Die Anforderungen nach § 44 GGO in Verbindung mit § 62 Absatz 2 Satz 1

GGO sind erfüllt. Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die 

Verordnung keine zusätzlichen Kosten. 

Die Verordnung enthält keine Informationspflichten. Bürokratiekosten für 

Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger sowie die Verwaltung entstehen 

daher nicht.

Der Nationale Normenkontrollrat wurde beteiligt. Er hat keine Bedenken 

gegen das Regelungsvorhaben erhoben und keine Stellungnahme 

abgegeben.

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hat keine 

Stellungnahme abgegeben. 

Vier Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.



3

Seite 3

Mit freundlichen Grüßen

Anlagen

 Beschlussvorschlag
 Sprechzettel für den Regierungssprecher
 Verordnung einschließlich Vorblatt und Begründung


